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Drucksache V/3358 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Oktober 1968 

III/l —68070 — 6014/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik/Rechtsangleichung in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des 
Rats vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit forstlichem 
Vermehrungsgut. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Oktober 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 14. Juni 1966 
über den Verkehr mit forstlichem Vermehrungsgut 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist angebracht, die Vorschriften der Richtlinie 
des Rats vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
forstlichem Vermehrungsgut *) zu ändern. 

Es ist einigen Mitgliedstaaten nicht gelungen, 
der Richtlinie im Hinblick auf die Arten Abies alba, 
Picea abies, Pinus silvestris und Pseudotsuga taxi- 
folia bis zum 1. Juli 1967 nachzukommen. Es ist 
daher angebracht, ihnen eine zusätzliche Frist zu 
gewähren. 

Andererseits kann die Frist für die Gattung 
Populus und die Art Quercus borealis ohne Schwie- 
rigkeiten vorverlegt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

In Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie des Rats 
vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit forstlichem 

J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2326/2332 


Vermehrungsgut wird der Text der Buchstaben a 
bis c durch folgenden Text ersetzt: 

„a) spätestens bis zum 1. Juli 1969 für Saatgut und 
Pflanzenteile von 
Abies alba Mill. 

Larix decidua Mill. 

Larix leptolepis (Sieb. & Zucc.) Gord. 

Picea abies Karst. 

Picea sitchensis Trautv. et Mey. 

Pinus nigra Arn. 

Pinus silvestris L. 

Pinus strobus L. 

Populus 

Pseudotsuga taxifolia Britt. 

Quercus borealis Michx.; 

b) spätestens bis zum 1. Juli 1971 für Saatgut und 
Pflanzenteile von 
Fagus silvatica L. 

Quercus pedunculata Ehrh. 

Quercus sessiflora Sal." 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Richtlinie 66/404/EWG des Rats vom 14. Juni 
1968 sieht vor, daß die Mitgliedstaaten für die 
Baumarten Abies alba, Picea abies, Pinus silvestris 
und Pseudotsuga taxifolia spätestens bis zum 1. Juli 
1967 die erforderlichen Maßnahmen in Kraft setzen, 
um den Bestimmungen dieser Richtlinie nachzukom- 
men. 

Es ist der Mehrzahl der Mitgliedstaaten nicht gelun- 
gen, diese Frist einzuhalten. Lediglich die Nieder- 
lande haben rechtzeitig Rahmenvorschriften erlas- 
sen. Inzwischen sind auch in Belgien Vorschriften 
ergangen. Bei den anderen Mitgliedstaaten kann 
sich das Gesetzgebungsverfahren noch bis zu einem 
Jahr hinauszögern. 

Ein verspätetes Inkrafttreten der nationalen Vor- 
schriften macht es den Mitgliedstaaten unmöglich, 
von den Ermächtigungen des Artikels 18 Abs. 2 
und 3 zum Erlaß von Übergangsvorschriften wirk- 


samen Gebrauch zu machen. Dies kann zu wirt- 
schaftlichen Verlusten führen, weil Saatgut, das vor 
dem Inkrafttreten geerntet worden ist, und Pflanz- 
gut, das daraus angezogen worden ist, nicht mehr 
über die in Artikel 18 Abs. 2 und 3 vorgesehenen 
Termine hinaus in den Verkehr gebracht werden 
könnten. 

Dem soll durch die Verlängerung der Frist des 
Artikels 18 Abs. 1 Buchstabe a bis zum 1. Juli 1969 
abgeholfen werden. 

Andererseits hat sich ergeben, daß die Mitglied- 
staaten in der Lage sind, sich der Richtlinie für die 
Gattung Populus und die Art Quercus borealis schon 
zwei Jahre vor der bisher vorgesehenen Frist an- 
zupassen. 

Der Richtlinienvorschlag trägt somit dazu bei, die 
bisherigen Fristen einander anzunähern. 
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